
EZB-Zinserhöhung: Rich g oder ein Schri  zu viel? 1 
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Die EZB hat den Leitzins erneut um 0,25 Prozentpunkte auf nun 4,25 Prozent angehoben. Das Ziel der 4 
neunten Erhöhung innerhalb eines Jahres soll die Reduzierung der Infla on auf 2 Prozent sein. Derzeit 5 
liegt sie im Euroraum bei 5,5 Prozent. Kommentatoren äußern Verständnis für den Schri , aber auch 6 
Sorge vor einer Rezession. 7 

Jetzt ist es aber genug 8 

Vor weiteren Zinserhöhungen und deren Folgen warnt The Irish Times: 9 

„Aus Sicht der EZB besteht die Befürchtung, zu schnell zu weit vorgegangen zu sein. Das könnte das 10 
Wirtscha swachstum unnö g bremsen und dazu beitragen, die Eurozone in eine Rezession zu 11 
treiben. ... Für die EZB spricht jetzt sicherlich viel dafür, die volle Wirkung der bisher verkündeten 12 
Zinserhöhungen abzuwarten. Den Eigenheimkäufern wurde bereits eine erhebliche Belastung 13 
auferlegt, und in vielen Volkswirtscha en des Euroraums ist das Wachstum schwach. Es ist Zeit, die 14 
Kreditnehmer zu schonen.“ 15 

Schlecht für den Geldbeutel, gut für die Zukun  16 

Die EZB-Chefin tri  die rich gen Entscheidungen, findet ABC: 17 

„Die Botscha  von Chris ne Lagarde lautete, dass die Zinserhöhung zwar Wirkung zeige, die Krise 18 
aber nicht als gelöst gelten könne. ... Die Infla on, insbesondere die Kerninfla on, ist nach wie vor 19 
hoch, und in Ländern wie Deutschland lässt sie sich nur unzureichend kontrollieren, sodass ein 20 
Ans eg des Geldpreises auf fünf Prozent oder sogar noch höher nicht ausgeschlossen ist. Das ist 21 
keine gute Nachricht für den Geldbeutel der Menschen, aber es bleibt das einzig prak kable Rezept, 22 
um zu verhindern, dass die Infla on weiter außer Kontrolle gerät.“ 23 

Wir hinken hinterher 24 

Le Temps beklagt einen Mangel an Weitsich gkeit: 25 

„Der Ton hat sich geändert. Während wir in den kommenden Wochen und Monaten die möglichen 26 
Schäden durch die Abbremsung beobachten werden, die die Zentralbanken ihren Volkswirtscha en 27 
zugefügt haben, kommen Zweifel auf. Haben sie zu viel gemacht, obwohl das Wachstum gefährlich 28 
einbrach? Die Frage ist nicht neu, aber erst jetzt trauen wir uns, sie zu stellen. Denn wie fast immer in 29 
Sachen Wirtscha  und Finanzen hinken wir der Realität hinterher.“ 30 

Gute Medizin schmeckt eben bi er 31 

Wirtscha lich gesehen ist die EZB-Poli k der steigenden Zinsen rich g, urteilt La Stampa: 32 

„Eine bi ere Medizin, gewiss, aber eine, deren Erfolge sich nun abzeichnen, während die 33 
Nebenwirkungen alles andere als schrecklich sind. ... [Bei den Zinserhöhungen im Frühjahr] war es 34 
weniger die Wirtscha , die sich gegen Frankfurt zu Wort meldete. Es waren vielmehr die Poli ker, die 35 
befürchteten, dass ihnen aufgrund der steigenden Zinsen auf die Staatsverschuldung zu wenig Geld 36 
zum Ausgeben zur Verfügung stehen würde; sie fürchteten das Ende des 'billigen Geldes', das in den 37 
Jahren der Pandemie die rich ge Wahl war.“ 38 



Ak on des Discounters Penny 1 

Würstchen zum "wahren Preis" 88 Prozent teurer 2 

Stand: 30.07.2023 17:56 Uhr 3 

h ps://www.tagesschau.de/wirtscha /verbraucher/penny-umwel olgekosten-102.html 4 

Neun Produkte werden bei Penny vorübergehend teurer. Warum ist das eine Nachricht? Weil der 5 

Discounter mit dieser Ak on auf die Umwel olgekosten aufmerksam machen möchte - und das den 6 

Preis zum Teil fast verdoppelt. Ab Montag verlangt der Discounter Penny für neun seiner mehr als 7 

3.000 Produkte eine Woche lang die "wahren Preise". Damit ist der Betrag gemeint, der bei 8 

Berücksich gung aller durch die Produk on verursachten Umweltschäden eigentlich berechnet 9 

werden müsste. Diese unsichtbaren Kosten fallen entlang der Lieferke en zwangsläufig an, spiegeln 10 

sich aber nicht oder nur anteilig im Verkaufspreis wider, wie der Penny-Mu erkonzern Rewe mi eilte. 11 

Penny arbeitet für die Ak onswoche mit der Technischen Hochschule Nürnberg und der Universität 12 

Greifswald zusammen. Die Wissenscha lerinnen und Wissenscha ler haben für Fruchtjoghurt, Käse, 13 

Würstchen oder das vegane Schnitzel die Auswirkungen auf Boden, Klima, Wasser und Gesundheit 14 

berechnet.Alle neun Produkte werden dadurch teurer - allerdings ist die Spanne der Verteuerung 15 

sehr groß: Während die Packung Maasdamer Käse durch die Einberechnung der Umwel olgekosten 16 

um 94 Prozent teurer wird und die mit den Wiener Würstchen um 88 Prozent sind es beim veganen 17 

Schnitzel nur fünf Prozent. 18 

"Wir erhoffen uns einen starken Impuls"Der Händler will mit dem Schri  mehr Bewusstsein für die 19 

Umweltbelastungen durch die Lebensmi elproduk on schaffen. Die Mehreinnahmen will die Rewe-20 

Gruppe für ein Projekt zum Klimaschutz und zum Erhalt familiengeführter Bauernhöfe im Alpenraum 21 

spenden.Die Nachhal gkeitswissenscha lerin Amelie Michalke von der Universität Greifswald 22 

versicherte, es gehe nicht darum, die wahren Kosten unmi elbar für alle Lebensmi el einzuführen. 23 

Dazu fehlten die umfassenden wissenscha lichen Grundlagen. "Wir erhoffen uns einen starken 24 

Impuls, damit wir Preise für Lebensmi el in einer anderen und verursachergerechteren Form 25 

disku eren und betrachten." 26 



Mythos Leistungsgesellschaft 1 

Deutschland versteht sich als Gesellschaft, in der Leistung belohnt wird. Doch der Großteil der Vermögen 2 

wurde nicht erarbeitet, sondern vererbt. 3 

06. SEPTEMBER 2022 4 

Jacobin-Magazin https://jacobin.de/artikel/mythos-leistungsgesellschaft-erben-erbschaft-5 

vermoegensungleichheit/ 6 

Von Martyna Berenika Linartas 7 

Wir leben in  einer Leistungsgesellschaft, so lautet zumindest die gängige Erzählung. Doch beim Blick auf die 8 

Zusammensetzung von Vermögen, den wachsenden Trend zur Ungleichheit und die Rolle von Erbschaften 9 

drängt sich ein anderer Schluss auf. Mehr als die Hälfte aller Vermögen in Deutschland wurde nicht erarbeitet, 10 

sondern vererbt und verschenkt. Deutschland ist weniger eine Leistungs- als eine Erbengesellschaft. 11 

 12 

Die extreme Vermögensungleichheit in Deutschland birgt das Potenzial, unsere Gesellschaft zu spalten und der 13 

Wirtschaft zu schaden. Trotzdem erfährt die Vermögensungleichheit viel weniger Aufmerksamkeit als etwa die 14 

Einkommensverteilung (das Jahresgutachten des Sachverständigenrats 2021 ist hierfür ein gutes Beispiel). 15 

 16 

Dabei wäre mehr Bewusstsein für das Problem der wachsenden Vermögensungleichheit dringend notwendig. 17 

Denn während der Gini-Index (ein Maß für Ungleichheit, bei dem der Wert 1,0 bedeutet, dass eine Person alles 18 

besitzt und der Wert Null bedeutet, dass alle das Gleiche besitzen) für Einkommen nach Steuer- und 19 

Transferleistungen hierzulande bei etwa 0,3 liegt, beträgt er bezogen auf Vermögen etwa 0,83. Damit nimmt 20 

Deutschland in puncto Vermögensungleichheit einen unrühmlichen Spitzenplatz unter den Demokratien dieser 21 

Welt ein.  22 

 23 

So ungleich wie zu Beginn des 20. Jahrhunderts 24 

Die Vermögensungleichheit wird in Deutschland nicht direkt erfasst, sondern muss über verschiedene 25 

Erhebungen, Statistiken und Kalkulationen geschätzt werden. Seit die Vermögensteuer 1996 in Deutschland 26 

ausgesetzt wurde, fehlt uns zur Vermögensverteilung eine solide Datengrundlage.  27 

 28 

Zum Zeitpunkt der Abschaffung der Vermögensteuer war die Ungleichheit im historischen Vergleich relativ 29 

gering, das Verhältnis von privatem Vermögen zum Nationaleinkommen lag unter 400 Prozent und das reichste 1 30 

Prozent der Bevölkerung besaß 26 Prozent des Vermögens. Heute ist das Verhältnis zwischen Vermögen und 31 

Einkommen mit 511 Prozent so hoch wie zuletzt 1917. Die privaten Vermögen in Deutschland sind also stärker 32 

gewachsen als die Wirtschaftsleistung und heute mehr als fünfmal so umfangreich. 33 



 34 

Und auch ihre ungleiche Verteilung hat sich verschärft: Mittlerweile besitzt das reichste Prozent der Bevölkerung 35 

35 Prozent des Gesamtvermögens. Titelte 2018 der Spiegel noch, dass 45 Superreiche so viel Vermögen wie die 36 

ärmere Hälfte der deutschen Bevölkerung haben, besaßen 2021 lediglich zwei Familien mehr Vermögen als diese 37 

rund 41,5 Millionen Bürgerinnen und Bürger. Deutschland ist nicht nur eine – auch im internationalen Vergleich 38 

– extrem ungleiche Gesellschaft, die Situation verschlimmert sich von Jahr zu Jahr. 39 

 40 

Die Erbschaftswelle 41 

Wenn die Schere zwischen Arm und Reich wieder geschlossen werden soll, müssen wir zunächst verstehen, 42 

woher die enormen Besitztümer der Reichen stammen und wie sie sich zusammensetzen. Vermögen kann 43 

entweder im Laufe eines Lebens angehäuft oder aber vererbt und verschenkt werden. Über die genaue Höhe der 44 

Erbschaften und Schenkungen in Deutschland können keine genauen Angaben gemacht werden, da die 45 

Erbschaftsteuer auf jeden einzelnen Erbvorgang statt insgesamt auf den Nachlass einer Person erhoben wird. 46 

Allerdings ist seit einigen Jahren von einer »Erbschaftswelle« die Rede – zu Recht. Denn nach Schätzungen des 47 

Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) beträgt die jährliche Erb- und Schenkungssumme zwischen 48 

2012 und 2027 bis zu 400 Milliarden Euro.  Die Erbschaften und Schenkungen summieren sich somit auf mehr 49 

als 10 Prozent des jährlichen Bruttoinlandsprodukts Deutschlands. 50 

 51 

Die Frage nach der gerechten Besteuerung von Erbschaften wird weiter brisant bleiben. Dies belegen die 52 

empirischen Erhebungen zur demografischen Struktur der vermögenden Deutschen: 39 Prozent der Reichen sind 53 

50 bis 64 Jahre und 38 Prozent über 65 Jahre alt; bei den Superreichen trifft dies auf 37 Prozent beziehungsweise 54 

40 Prozent zu. Das bedeutet: Die Generation des Wirtschaftswunders vermacht den Babyboomern und ihren 55 

Nachkommen nun ihr Erspartes.  56 

 57 

Nicht nur die Summe der Erbschaften und Schenkungen ist gewachsen, auch der Anteil der Erbschaften am 58 

Privatvermögen hat zugenommen. In den frühen 1970er Jahren machte der kumulierte Bestand an ererbtem 59 

Vermögen einen Anteil von weniger als 25 Prozent am Privatvermögen aus. Inzwischen können wir von einem 60 

Anteil von über 50 Prozent ausgehen. Das bedeutet, dass mehr als die Hälfte aller Vermögen heutzutage nicht 61 

selbst erwirtschaftet, sondern vererbt und verschenkt wurde. Das Narrativ eines Gemeinwesens, das Leistung 62 

belohnt, verkommt zunehmend zum Märchen.  63 

 64 

Indes verstärkt unser jetziges Steuersystem diesen Trend, indem es Erbschaften (und Kapital generell) sehr viel 65 

niedriger besteuert als etwa Einkommen aus Lohn. Absurderweise kommt hinzu, dass auf besonders große 66 

Vermögen sehr viel weniger Steuern erhoben werden als auf kleinere Beträge. Erbschaften über 20 Millionen 67 

Euro werden etwa laut der neuesten Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik durchschnittlich mit 2,8 Prozent 68 

belastet, Erbschaften unter dieser Schwelle im Durchschnitt mit 9,0 Prozent. Jemand, der hingegen über 2.500 69 

Euro im Monat durch seiner eigenen Hände Arbeit erwirtschaftet, zahlt darauf mehr als 10 Prozent Steuern.   70 



 71 

»Doppelbesteuerung« gibt es auch beim Bäcker 72 

Oftmals wird die niedrige Steuerquote damit begründet, dass es sich bei Erbschaften um Vermögen handele, das 73 

bereits versteuert wurde. Diese Argumentation ist rein normativ und von dynastischem Besitzstandsdenken 74 

sowie dem Verständnis geprägt, dass Vermögen über den Tod hinaus quasi im selben, da familiären, Besitz 75 

bleibt. Doch das genaue Gegenteil ist der Fall. Gemäß der Ausgestaltung des deutschen Steuerrechts sind 76 

Erbschaften und Schenkungen neues, unverdientes Vermögen. Das bedeutet: Auf dieses Vermögen wurden zum 77 

Zeitpunkt, an dem es an die neuen Eigentümer übergeht, noch nie Steuern bezahlt. Das Narrativ der 78 

Doppelbesteuerung entbehrt jeglicher juristischen Grundlage. Denn die Steuer fällt – anders als in den USA – auf 79 

die Erben, nicht die Erblasserinnen.  80 

 81 

Darüber hinaus ist wichtig zu betonen, dass diese Form der Besteuerung unserem Steuersystem grundsätzlich 82 

inhärent ist: Wenn Geld den Besitzer wechselt, wird es versteuert. So auch beim Bäcker: Wer sich ein Brötchen 83 

kauft, tut dies mit bereits versteuertem Einkommen – und dennoch fällt auf den Kauf die Mehrwertsteuer an. 84 

Nicht anders verhält es sich mit Erbschaften und Schenkungen. Ja, der Erblasser zahlte bereits Steuern – die 85 

Erbinnen aber eben nicht. Dennoch zahlen Erben effektiv sehr viel weniger Steuern auf ihr unverdientes 86 

Vermögen, als jemand, der für seine Brötchen einer Erwerbsarbeit nachgeht.   87 

 88 

Kaum Umverteilung durch die Erbschaftsteuer 89 

Der hohe Anteil der Erbschaften am Gesamtvermögen weist auch darauf hin, dass diese eine hohe Auswirkung 90 

auf die Ungleichheit haben – zumal sie kaum besteuert werden. Bis in die 1970er Jahre machten die Einnahmen 91 

aus der Erbschaftsteuer weniger als 0,5 Prozent der gesamten Steuereinnahmen aus. Erst 2016 wurde die Grenze 92 

von 1 Prozent am Gesamtsteueraufkommen erreicht. Selbst Raucher tragen durch die Tabaksteuer mehr zur 93 

Finanzierung des Staatshaushalts bei als Erben. Die Einnahmen aus der Tabaksteuer belaufen sich auf 14,3 94 

Milliarden Euro, die aus Erbschafts- und Schenkungssteuer auf 8 Milliarden Euro. Einerseits lässt sich das 95 

niedrige Steueraufkommen durch hohe Freibeträge erklären, aufgrund derer ein erheblicher Anteil an 96 

Erbschaften kaum oder gar nicht besteuert wird (derzeit beträgt der Freibetrag 500.000 Euro für Ehegatten und 97 

400.000 Euro für Kinder).  98 

 99 

Andererseits gibt es aber auch immense Steuervorteile, die vor allem große Erbschaften verschonen. Eine 100 

Anfrage des Netzwerks Steuergerechtigkeit hat ergeben, dass im Jahr 2021 zehn »bedürftige« Firmenerbinnen 101 

und Firmenerben einen Steuererlass von knapp einer halben Milliarde Euro erhielten. Und generell gilt: Ab 10 102 

Millionen Euro wirkt die deutsche Erbschaftsteuer nicht mehr progressiv, sondern sinkt prozentual zur 103 

Gesamterbschaft stark ab. »Damit wirkt die Erbschaftsteuer in der Praxis regressiv«, wie der Steuerexperte 104 

Stefan Bach betont. 105 

 106 



Der Präsident des DIW, Marcel Fratzscher, macht Erbschaften als den wichtigsten Faktor für die hohe 107 

Vermögensungleichheit in Deutschland aus. Bereits heute läuft die Verteilung von Erbschaften und Schenkungen 108 

nach dem Matthäus-Effekt: »Denn wer hat, dem wird gegeben.« Derzeit erhalten die reichsten 10 Prozent der 109 

Gesellschaft die Hälfte aller Erbschaften und Schenkungen, während die ärmere Hälfte fast nichts oder sogar 110 

Schulden erbt.  111 

 112 

Erbschaften werden voraussichtlich auch künftig starke Auswirkungen auf die Vermögensverteilung haben. Zu 113 

diesem Ergebnis kommt auch die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in 114 

einer groß angelegten Studie. In einer relativ konservativen Berechnung verschiedener Szenarien stellt die 115 

OECD dar, was mit hohen Vermögen geschieht, wenn Erbschaften und Vermögen nicht stark und progressiv 116 

besteuert werden. Über einen Zeitraum von fünf Generationen können die Reichen und Superreichen in 117 

ausnahmslos allen Modellen ohne hohe und stark progressive Steuern auf Erbschaften zusehen, wie ihr Kapital 118 

von 10 Millionen US-Dollar auf die horrende Summe von 60 Milliarden US-Dollar anwächst. Indem Staaten 119 

diese Vermögen unangetastet lassen, verhöhnen sie Menschen, die tatsächlich für ihren Lebensunterhalt arbeiten 120 

und ordentlich Steuern zahlen. 121 

 122 

Ohne eine Änderung der Erbschaftsteuer und eine Beendigung der exzessiven Steuerprivilegien für Superreiche 123 

wird Deutschland nicht nur zunehmend zu einer Erbengesellschaft verkommen – der Status quo gefährdet die 124 

Demokratie.  125 

Dieser Beitrag erschien erstmals in ähnlicher Form bei Finanzwende Recherche. 126 



Position der Stiftung Familienunternehmen 1 

Vermögensteuer 2 

 https://www.familienunternehmen.de/fokus/steuern/vermoegensteuer 3 

Vermögensteuer bremst die Konjunktur 4 

Die Einführung einer Vermögensteuer wäre riskant 5 

Material zum Thema Vermögensteuer 6 

Vermögensteuer bremst die Konjunktur 7 

Eine Vermögensteuer eignet sich nicht dazu Maßnahmen zur Krisenbekämpfung zu finanzieren. Als 8 
Instrument zur Umverteilung zwischen vermeintlichen Krisengewinnern und Krisenverlierern ist sie 9 
ebenso wenig klug oder gerecht. Zu diesem Schluss kommt eine Studie, verfasst für die Stiftung 10 
Familienunternehmen von Professor Clemens Fuest vom ifo Institut in München. 11 

Eine Vermögensteuer zusätzlich zu den bestehenden Steuern wäre im internationalen Vergleich nicht 12 
nur ein Sonderweg. Auch würden Unternehmen mit krisen- oder branchenbedingt geringeren Renditen 13 
über Gebühr belastet werden: So stark, dass es einer Verdoppelung der Ertragsteuer gleichkäme. Das 14 
dabei zu erwartende Steueraufkommen könnte dabei hinter den Erwartungen zurückbleiben. Das liegt 15 
daran, dass eine Vermögensteuer schwer zu erheben, aber teilweise zu umgehen wäre. Falls keine 16 
Umgehung möglich wäre, würden Investitionen, Wachstum und Beschäftigung in Deutschland 17 
Schaden nehmen – und dabei andere Steuerquellen negativ beeinflussen. 18 

 19 

Laut Fuest lässt sich die Umverteilung zwischen vermeintlichen Krisengewinnern und 20 
Krisenverlierern bereits jetzt wachstumsfreundlicher und risikoärmer durch die Ertragsteuern 21 
umsetzen. Eine steigende Vermögensungleichheit könne nach vorliegenden Daten zudem nicht 22 
nachgewiesen werden. Vielmehr ist sie seit 2007 konstant. 23 

 24 

Die Einführung einer Vermögensteuer wäre riskant 25 

Bei der Einführung einer Vermögensteuer sind die verfassungsrechtlichen Risiken nicht zu 26 
unterschätzen. Weder dürfe die Eigentumssubstanz angegriffen, noch die Leistungsfähigkeit der 27 
Unternehmen beschädigt werden. Das zeigt eine Studie der Stiftung Familienunternehmen, verfasst 28 
von Udo Di Fabio, Rechtsprofessor der Universität Bonn und ehemaliger Verfassungsrichter. 29 

 30 

Di Fabios verfassungsrechtliche Analyse sieht weder die Voraussetzungen für eine einmalige 31 
Vermögensabgabe gegeben, noch für eine laufende Vermögensteuer, die sukzessive dem Eigentum 32 
Substanz entzieht. Zwar sei eine Sollertragsteuer denkbar, doch wären die Voraussetzungen für deren 33 
saubere Ausgestaltung nur schwer zu erfüllen. Di Fabio meint daher, man müsse entweder von der 34 
Wiederaufnahme der Vermögensbesteuerung absehen oder die Vermögensteuer mit dem 35 
Einkommensteuersystem und der Realbesteuerung harmonisieren. 36 

 37 

Zur Verfassungsmäßigkeit einer Vermögensteuer präzisiert Di Fabio: „Wenn dasjenige, was durch die 38 
Besteuerung des Zuwachses bereits in Gemeinwohlabsicht geteilt wurde, dann noch einmal als 39 
Reichtumsbesteuerung zum Gegenstand einer Abgabenbelastung wird, schlägt der Steuerzugriff 40 
systematisch in Konfiskation um.“ Man bewege sich auf einem schmalen Grat zur Enteignung. 41 



 42 

 43 

Erbschaftsteuer Familienunternehmen 44 

https://www.familienunternehmen.de/fokus/steuern/erbschaft-und-schenkungsteuer 45 

Aktueller Rechtsstand  46 

 47 

Etwa alle drei Jahrzehnte steht in einem Familienunternehmen ein Generationswechsel an. Die 48 
Nachfolger übernehmen Verantwortung als Geschäftsführer, Beiräte und Gesellschafter. Die 49 
Erbschaftsteuer ist deswegen von hoher Bedeutung für die Zukunft von Familienunternehmen. 50 
Mit wissenschaftlichen Studien trägt die Stiftung Familienunternehmen zur Aufklärung bei. 51 
  52 

Aktueller Rechtsstand 53 

Das aktuell geltende Erbschaftsteuerrecht wurde am 4. November 2016 im Bundesgesetzblatt 54 
veröffentlicht und trat rückwirkend zum 1. Juli 2016 in Kraft.  55 

In seinem Urteil vom 17. Dezember 2014 hatte das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber 56 
den Auftrag erteilt, das Erbschaft- und Schenkungsteuerrrecht zu reformieren. Die Forderung 57 
nach einer Reform des Rechts begründete das Gericht damit, dass die seit 2009 geltenden 58 
Verschonungsregeln für Betriebsvermögen gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen würden und 59 
somit verfassungswidrig seien. 60 

Familienunternehmen teilweise oder sogar vollständig von der Erbschaftsteuer zu befreien, um 61 
ihre Existenz und Arbeitsplätze nicht zu gefährden, hielt das Gericht allerdings für grundsätzlich 62 
mit der Verfassung vereinbar. 63 

Das neue Recht hält an der Systematik der Verschonung weitgehend fest. Allerdings ist es nun 64 
stärker reglementiert und mit härteren Auflagen versehen. Neu sind das sogenannte 65 
Abschmelzmodell für den verminderten Verschonungsabschlag sowie die 66 
Verschonungsbedarfsprüfung, bei der auch das zur Verfügung stehende Privatvermögen des 67 
Erwerbers eine Rolle spielt (siehe Glossar). 68 

Die Stiftung Familienunternehmen hat das durch den Ländererlass spezifizierte neue Erbschaft- 69 
und Schenkungsteuerrecht in Bezug auf die konkreten Folgen für Familienunternehmen 70 
analysiert. In der Analyse „Das neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht - Anwendung für 71 
Familienunternehmen nach dem Ländererlass“ werden die wesentlichen praktischen 72 
Auswirkungen untersucht. 73 

Darüber hinaus hat die Stiftung Familienunternehmen in dem ausführlichen Kompendium „Das 74 
neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht – Was ändert sich für Familienunternehmen?“ die 75 
erfolgten Änderungen im Vergleich zum bisherigen Recht dargestellt. Mit zahlreichen 76 
Belastungsbeispielen werden die Wirkungen des neuen Rechts aus der Sicht der 77 
Familienunternehmen praxisnah illustriert. 78 

  79 

Berechnungsbeispiel für große Familienunternehmen vgl dort. 80 

… 81 



  82 

Erbschaftsteuer im internationalen Vergleich 83 

Im internationalen Vergleich sind die deutschen Familienunternehmen gegenüber ausländischen 84 
Familienunternehmen im Nachteil. Dieser Nachteil hat sich durch die Reform des 85 
Erbschaftsteuerrechts im Jahr 2016 verschärft, wie eine Simulationsrechnung des Zentrums für 86 
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) zeigt. 87 

Im internationalen Vergleich von 18 OECD-Staaten ist Deutschland als Folge dieser Reform auf 88 
den letzten beziehungsweise vorletzten Platz zurückgefallen – je nach Berechnung mit oder ohne 89 
Vorwegabschlag. 90 

 91 

Die Beispielberechnung hat auch gezeigt, dass bereits vor der Steuerreform eine vergleichsweise 92 
hohe Belastung auf den deutschen Familienunternehmen lag (Rang 15). 93 



Die im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen erstellte Berechnung hat die Belastungen 94 
anhand eines Modellunternehmens mit 210 Millionen Euro Jahresumsatz quantifiziert. Diese 95 
Größe entspricht einem typischen, global agierenden Familienunternehmen in Europa. 96 

Eine Umfrage, die das ifo Institut 2014 im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen 97 
durchführte, belegt die negativen Effekte der Erbschaftsteuer auf Familienunternehmen. 43 98 
Prozent der befragten Familienunternehmen gaben an, dass sie ohne Verschonungsregelung beim 99 
Generationenübergang das Unternehmen oder Teile davon hätten verkaufen müssen. 66 Prozent 100 
schätzten, dass sie ohne Verschonung im Erbfall ihre Investitionen senken müssten und 52 101 
Prozent gingen davon aus, dass sie in dem Fall Arbeitsplätze abbauen müssten. Insgesamt hatten 102 
sich 1.729 Unternehmen 2014 an der Umfrage im Rahmen des ifo-Geschäftsklimaindex beteiligt. 103 

 104 
  105 
 106 



Die Erbschaftsteuer ist kein Allheilmittel 1 

Von Dilara Wiemann 2 

https://prometheusinstitut.de/the-argument-erbschaftsteuer/ 3 

Die Erbschaftsteuer ist aus der aktuellen Debatte nicht wegzudenken. Selbst in liberalen Kreisen wird 4 

das Thema kontrovers diskutiert. Allerdings ist die Erbschaftsteuer nicht das gerechtigkeitsfördernde 5 

Allheilmittel gegen die vermeintlich wachsende Ungleichheit, als das es gerne propagiert wird. Im 6 

Gegenteil: Die Erbschaftsteuer ist eine Wachstumsbremse. Wenn tugendhafte Sparsamkeit und 7 

langjähriger Vermögensaufbau vom Staat bestraft werden, geht das zulasten des gesellschaftlichen 8 

Wohlstandes aller und ist alles andere als gerecht. 9 

In jeder Diskussion um die Erbschaftsteuer wird standardmäßig die Moralkeule geschwungen: Erben 10 

sei keine Leistung und durch die Besteuerung beim Ableben würden die Karten für alle neu gemischt. 11 

Das sei gerecht, denn der vermeintlich wachsenden Ungleichheit könne so auf effektive Art und Weise 12 

entgegengewirkt werden. 13 

Es gibt gewiss Schlimmeres als die Erbschaftssteuer, gerecht ist sie deswegen trotzdem nicht. Milton 14 

Friedman, der seinerzeit die Abschaffung der Erbschaftsteuer forderte, führte das folgende Beispiel an: 15 

Nehmen wir zwei Ehepaare, die ihr Leben lang als Selbstständige hart gearbeitet haben. Während das 16 

eine Ehepaar nach der Rente in Saus und Braus lebt, bleibt das andere Ehepaar genügsam, denn es 17 

möchte seinen Kindern das gesparte Vermögen vermachen. Ist es gerecht, wenn nach dem Ableben die 18 

Sparsamkeit der Menschen bestraft wird? 19 

Nicht außer Acht gelassen werden darf, dass der Staat somit künftige Investitionen verhindert. Denn 20 

die Nachkommen könnten das Erbe wiederum selbst investieren: Vielleicht fließt das Vermögen als 21 

Startkapital in die Gründung eines nachhaltigen Start-ups, in die Entwicklung eines neuen 22 

Medikamentes oder in den Aufbau einer gemeinnützigen NGO. 23 

Mit der Erbschaftsteuer straft der Staat nicht nur Kapitalakkumulation und Sparsamkeit ab, sondern 24 

hemmt Investitionen. Wenn in Zukunft weniger investiert wird, hat das zur Folge, dass die Arbeit 25 

weniger produktiv ist und die Löhne gedrückt werden. Das geht zu Lasten aller. Die Erbschaftsteuer – 26 

eine Substanzsteuer – geht damit im wahrsten Sinne des Wortes an die Substanz. 27 

Entgegen der Meinung der Befürworter schaffen auch die Freibeträge keine Abhilfe: Ein hoher 28 

Freibetrag gilt nur für die eigenen, unmittelbaren Nachkommen. Wer seinem begabten Patenkind oder 29 

einem tüchtigen, voller Ideen steckenden Freund sein Vermögen hinterlassen möchte, für den gilt 30 

lediglich der Freibetrag der „übrigen Erben“ in Höhe von 20,000 Euro. Derartige Kategorien sind 31 

überholt und entsprechen kaum der Lebenswirklichkeit der Menschen im 21. Jahrhundert. 32 

Die Verfechter der Erbschaftsteuer mögen dagegenhalten, dass das Steueraufkommen wiederum der 33 

Bevölkerung zugutekommt und somit für mehr Gerechtigkeit gesorgt sei. Das ist ein naiver Irrglaube: 34 

Wie so häufig fließen zusätzliche Steuereinnahmen unmittelbar in das nächste Wahlversprechen. Das 35 

solche politischen „Wohltaten“ die Bedürftigen oftmals gar nicht erreichen, hat sich in der 36 

Vergangenheit nur zu oft bewahrheitet. 37 

Sinnvoller ist es, die Früchte der eigenen Arbeit den Menschen selbst zu überlassen. Anstatt darüber 38 

nachzudenken, wie der bestehende Wohlstand umverteilt werden kann, sollte im Vordergrund stehen, 39 

wie die Menschen motiviert werden können, den Wohlstand von morgen zu vergrößern. 40 

Wirtschaftliches Wachstum dient dem Wohle aller – und ist ganz ohne staatliche Bevormundung und 41 

Steuerung gerecht. 42 











Klimakiller zur Kasse! 1 

https://aktion.oxfam.de/klimakiller 2 

Einen Privatjet haben nur wenige – unter der Klimakrise leiden wir 3 

alle 4 

Jahr für Jahr machen große Konzerne Milliardenumsätze auf Kosten des 5 

Klimas. Ihre CEOs fliegen in Privatjets um die Welt oder heizen die Klimakrise 6 

mit ihren Luxusjachten weiter an. Sie sind es, die auch für die Folgen der 7 

Klimakrise bezahlen müssen! 8 

Für die einen regnet es Geld – für andere gar nicht mehr 9 

Gleichzeitig blicken viele Menschen im Globalen Süden der Katastrophe bereits ins 10 

Auge. Beispielsweise im Osten Afrikas, wo in einigen Ländern der Regen ausbleibt, 11 

oder in Pakistan, wo im letzten Jahr schwere Überschwemmungen die Ernten 12 

vernichtet haben. 13 

Gemeinsam mit Ihnen können wir die Hauptverantwortlichen für diese Krise zur 14 

Rechenschaft ziehen. Fordern Sie jetzt gemeinsam mit Oxfam eine Politik, die 15 

diejenigen unterstützt, die am meisten unter der globalen Erhitzung leiden und am 16 

wenigsten dafür können. 17 

Klimagerechtigkeit: es braucht Entschädigungen 18 

Überschwemmungen, Stürme, Dürrekrisen und extreme Not durch Hunger und 19 

Wasserknappheit: Es braucht jetzt Entschädigungen! 20 

Wir fordern von der Bundesregierung, dass sie Klimakiller zur Kasse bittet und sich 21 

sofort für Klimagerechtigkeit einsetzt: 22 

 Menschen in wirtschaftlich benachteiligten Ländern des Globalen Südens 23 

müssen bei der Bewältigung der Klimakrise endlich angemessen unterstützt 24 

werden! 25 

 Als Hauptverantwortliche der Klimakrise müssen Industrieländer, Konzerne 26 

und Superreiche für die im Globalen Süden angerichteten Schäden und 27 

Zerstörungen bezahlen. 28 

 Mit Instrumenten wie einer Übergewinnsteuer, einer Vermögenssteuer und 29 

Abgaben auf die Förderung von Kohle, Öl und Gas müssen die benötigten 30 

Gelder abgeschöpft werden – und in den von der UN geplanten Fonds zur 31 

Entschädigung der betroffenen Menschen im Globalen Süden fließen. 32 

 33 



Vermögenssteuer – Übersicht von Pro- und Contra 

Online-Wirtschaftsmagazin Makronom 

Quelle: 

https://makronom.de/argument/zu-grosse-vermoegenskonzentration-verzerrt-den-politischen-prozess 

 

Pro – Vermögenssteuer ist sinnvoll, wieder aktivieren. 

+ Gebot der Steuergerechtigkeit 

+ Vermögensungleichheit schädigt die Chancengerechtigkeit 

+ zu hohe Vermögenskonzentration verzerrt den demokratischen Prozess 

Gegenargument: Vermögenssteuer alleine löst nicht politische Verzerrungen 

 Reformen der Wahl- und Spendengesetze reichen nicht zur Nivellierung aus 

 Ungleiche demokratische Einflussmöglichkeiten sind immer problematisch 

 + Grenznutzen: eine Vermögenssteuer wird wohlfahrtssteigernd 

  Gegenargument: bremst die Konjunktur 

   Entkräftigung: Vermögen würden auch besteuert, wenn es nicht investiert würde 

+ Eine Vermögenssteuer verlangsamt die Akkumulationsdynamik 

 Gegenargument: Andere Effekte gleichen bereits die Akkumulationsdynamik aus 

+ Eine Vermögenssteuer würde die Fehler der Vergangenheit korrigieren 

 

Contra – Vermögenssteuer ist schlecht, ruhen lassen. 

Contra: Eine Vermögenssteuer ist schwer mit dem Grundgesetz vereinbar 

 Gegenargument: Das Bundesverfassungsgericht hat die Vermögenssteuer nicht grundsätzlich 

beanstandet. 

Contra: Der starke Sozialstaat ist ein wichtiger Grund für die hohe Ungleichheit, siehe Skandinavien 

Gegenargument: In Deutschland haben vor allem Menschen mit geringem Einkommen geringe 

Vermögen. 

Gegenargument: Der deutsche Sozialstaat ist „deaktivierend“. 

Contra: „Kapital ist ein scheues Reh“ 

 Gegenargument: Der Steuerstaat kann sich (etwas) besser durchsetzen als noch vor ein paar 

Jahrzehnten. 



 Gegenargument: Exit Tax: Der Steuerwettbewerb zwischen den EU-Staaten muss begrenzt 

werden. 

Contra: Sparer:innen werden weniger sparen 

 Gegenargument: Die Sparquote privater Haushalte in Deutschland ist (zu) hoch. 

Contra: Eine Vermögenssteuer trifft den Mittelstand und kleine Vermögen. 

 Gegenargument: Der Staat könnte die private Investitionszurückhaltung auffangen. 

 Gegenargument: Produktionspeitsche: Die Unternehmen werden produktiver 

Wichtige Frage: Vermögenssteuer als Substitution oder als Ergänzung? 

 Gegenargument: Mit klugen Ausnahmeregeln ließen sich solche Probleme lösen. 

  Entkräften: Vorsicht von zu vielen Ausnahmen 

  Entkräften: Vermögen werden doppelt besteuert. 

   Lösung: Vermögenssteuer anteilig anrechnen. 

Contra: Der Staat braucht keine zusätzlichen Einnahmen. 

 Gegenargument: Der war schon vor der Pandemie unterfinanziert. 


